
9. Die Europapolitik in den Mitgliedstaaten
der Europäischen Union





Belgien

Christian Franck*

Im Oktober 2016 verhinderte eine innenpolitische Blockade im föderalen System Belgiens
beinahe  die  Unterzeichnung  des  umfassenden  Wirtschafts-  und  Handelsabkommens
zwischen Kanada sowie der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten (Comprehen-
sive Economic and Trade  Agreement, CETA).1 Dieses,  durch die wallonischen CETA-
Gegner hervorgerufene, innerstaatliche Problem verzögerte das Gipfeltreffen zwischen der
Europäischen Union und Kanada, das zwar letztendlich zur Unterzeichnung des Abkom-
mens führte, aber um drei Tage, vom 27. auf den 30. Oktober, verschoben werden musste.

„CETA – Wallonien gibt nicht nach“2

Am 14. Oktober verabschiedete das wallonische Parlament mit 46 Stimmen, 16 Gegen-
stimmen und einer Enthaltung einen Beschluss, in welchem die wallonische Regierung
aufgefordert  wird,  der  föderalistischen  belgischen  Regierung  nicht  die  Vollmacht  zur
Unterzeichnung von CETA zu übertragen. Tatsächlich kann ein internationales Handels-
abkommen in Fragen der Wirtschafts- und Handelspolitik nur mit Zustimmung der regio-
nalen (Flandern, Wallonien, Brüssel-Hauptstadt) als auch der für den Austausch kultureller
Dienstleistungen  verantwortlichen,  gemeinschaftlichen  (flämischen,  französischen  und
deutschsprachigen)  Exekutiven  unterzeichnet  werden.  Gemäß  Art.  167  der  belgischen
Verfassung erfordert die endgültige Ratifizierung von CETA die Zustimmung aller Regio-
nen. Sobald sich eine widersetzte, durfte die Regierung nicht unterzeichnen. Schließlich
handelt es sich bei CETA um ein gemischtes Abkommen, daher musste es nicht nur von
der Union, sondern von allen Mitgliedstaaten, darunter auch Belgien, nach den jeweiligen
nationalstaatlichen Verfahren ratifiziert werden.

Der Beschluss des wallonischen Parlaments wurde von den beiden Parteien verabschie-
det, aus der sich die wallonische Regierung bildet: die Sozialistische Partei (PS), der auch
der  wallonische  Ministerpräsident,  Paul  Magnette,  angehört,  und  das  Demokratisch-
humanistische Zentrum (CDH). Er erhielt jedoch auch Unterstützung aus den Reihen der
Opposition: die der Ökologischen Partei (Ecolo) und seitens der extremen Linken von der
Belgischen Arbeiterpartei (PTB).  Einzig die Liberalen der Reformbewegung (MR), die
auch in der Föderalregierung vertreten ist, stimmte gegen den Beschluss. 

Die Differenzen bezüglich CETA stellten also eine große Mehrheit des wallonischen
Parlaments der föderalen Mehrheit gegenüber, die neben der Reformbewegung aus drei
flämischen  Parteien  besteht:  die  Nieuwe  Vlaamse  Alliantie  (N-VA),  die  Christen-
Demokratisch  en  Vlaams (CD&V)  und  die  Vlaamse  Liberalen  en  Democraten  (Open
VLD), welche auch die Mehrheit in der Region Flandern bilden. Die föderale Regierungs-
mehrheit, die Region Flandern,3 die Flämische sowie die Deutschsprachige Gemeinschaft

* Übersetzt aus dem Französischen von Maike Kalischer.
1 Siehe auch den Beitrag „Außenwirtschaftsbeziehungen“ in diesem Buch.
2 La Libre Belgique: CETA. La Wallonie ne cédera pas, 24.10.2016 (eig. Übers.).
3 Die Region Flandern gewährleistet etwa 80 Prozent des Außenhandels mit Kanada.
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Belgiens befürworteten die Unterzeichnung von CETA. Die Region Brüssel-Hauptstadt
und die Französische Gemeinschaft Belgiens4 schlossen sich der Weigerung Walloniens
an. Somit spaltete CETA die belgische Politik und Gesellschaft.

Der Ministerpräsident der Region Wallonien stimmte mit dem Beschluss des regionalen
Parlaments  vollkommen überein.  Magnette  kritisierte  das  von der  Europäischen  Kom-
mission ausgehandelte Freihandelsabkommen in ähnlicher Weise, nämlich dass die Vor-
herrschaft multinationaler Konzerne über die staatliche Gewalt eher verstärkt als einge-
dämmt werde.5 Ziel der wallonischen Regierung war es aber nicht, das Abkommen mit
Kanada prinzipiell  abzulehnen, sondern einige Elemente zu modifizieren: „Ich plädiere
nicht (…) für eine gänzliche Ablehnung von CETA, sondern für eine Überarbeitung des
Abkommens“6.

Durch die Verbände7 in ihrer Kritik bestärkt, stellte das wallonische Parlament zahl-
reiche Punkte des Abkommens infrage. Hauptanklagepunkt war die Vorgehensweise bei
Streitigkeiten zwischen Investoren und Staat. Die Version von CETA aus dem Jahr 2016
ersetzte  die  im ursprünglichen  Text  von 20148 vorgesehenen  privaten  Schiedsgerichte
durch ein „Investment Court System“ (ICS), dem 15 auf fünf Jahre durch die Vertrags-
parteien ernannte  Richter  vorsitzen.  Diese  Änderung überzeugte die  Region Wallonien
nicht, denn Streitigkeiten zwischen Investoren und staatlichen Stellen sollte einzig nationa-
lem Recht unterliegen, sofern kein eigens darauf spezialisierter internationaler Gerichtshof
geschaffen werde.

Kritisiert  wurden auch die Risiken, die durch eine Umgehung europäischer Gesund-
heits- und Umweltstandards entstehen würden, sowie die Tatsache, dass die wallonische
Agrarwirtschaft  mit  wachsendem  Wettbewerb  durch  kanadische  Rind-  und  Schweine-
fleischexporte konfrontiert werden würde. Betont wurde zudem die Gefahr, dass amerika-
nische multinationale Konzerne sich mit fiktiven Gesellschaften (Stichwort „Briefkasten-
firma“)  in  Kanada  niederlassen  könnten,  um  von  den  Vorteilen  des  Abkommens  zu
profitieren – beispielsweise im Bereich der Sozial- und Krankenversicherung, in dem eine
Konkurrenz zwischen gemeinnützigen Gesellschaften wie etwa den Krankenversicherun-
gen besteht.

Was  führte  also  von  der  innerbelgischen  Blockade  von  CETA zur  Unterzeichnung
desselben beim Gipfeltreffen zwischen Kanada und der Europäischen Union am 30. Okto-
ber und damit zum Ausweg aus der Krise? Eine Aneinanderreihung von Druckausübungen
und  zahlreichen  Verhandlungsgesprächen  führten  zu  einem Kompromiss.  So  hatte  der
Präsident des Europäischen Rates, Donald Tusk, auf den belgischen Ministerpräsidenten

4 Die  politischen  Mehrheiten  dieser  beiden  Entitäten  entsprechen  weitestgehend  denen  der  Region
Wallonien.

5 Paul Magnette: CETA. Quand l’Europe déraille, Waterloo 2017, S.14-16.
6 Ebenda, S. 71 («je plaide non pas pour un rejet pur et simple du CETA, mais pour une révision de ce trai-

té»).
7 Gewerkschaften, Nicht-Regierungsorganisationen wie Greenpeace und das Centre National de Coopéra-

tion  au  développement,  Landwirtschaftsverbände  und  Sozialversicherungsträger  wie  Krankenver-
sicherungen hatten einen maßgeblichen Einfluss auf die wallonische Debatte.

8 Eine erste Version von CETA war im September 2014 vom kanadischen Premierminister Stephen Harper
sowie vom damaligen Präsidenten der Europäischen Kommission,  José Manuel Barroso, unterzeichnet
worden. Die geänderte Version, die das oben genannte ICS enthält, wurde im Februar 2016 fertiggestellt
und den beteiligten Parteien im Oktober zur Unterzeichnung vorgelegt.
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Charles  Michel  Druck  ausgeübt,  dass  Belgien  sich  endlich  für  eine  Unterzeichnung
entscheiden sollte.  Michel wiederum machte Druck auf die wallonische Regierung, ihr
Veto zur Unterzeichnung Belgiens aufzuheben. 

Verhandlungsgespräche fanden im Rahmen des Konzertierungsausschusses statt, der die
belgische Regierung und die Exekutiven der Teilstaaten zusammenbrachte. Die Europä-
ische Kommission stellte den Kontakt mit der wallonischen Regierung her: Ein Brief ihres
Präsidenten, Jean-Claude Juncker, versicherte Magnette, dass eine „Erklärung (der Euro-
päischen Union und Kanada) zweifellos ein Interpretationswerkzeug im Sinne der Wiener
Konvention über das Recht der Verträge“9sein würde. Es fanden weitere Treffen – ohne
nennenswerte Ergebnisse – zwischen der  wallonischen Regierung und der  kanadischen
Handelsministerin Chrystia Freeland10 sowie zwischen Magnette und Martin Schulz, dem
Präsidenten des Europäischen Parlaments, statt, der seine Unterstützung angeboten hatte11.

Schließlich waren es die dem Abkommen hinzugefügte Auslegungerklärung zwischen
Kanada und der Europäischen Union12 sowie ein im Konzertierungsausschuss entstandenes
innerbelgisches Dokument,  die eine Ratifizierung des Abkommens durch Belgien13 und
somit  einen Ausweg aus der  Sackgasse möglich machten.  Und wofür das  alles?  Nach
Angaben des Premierministers Michel hat sich letzten Endes „CETA nicht um ein einziges
Komma bewegt“; Magnette zufolge hätte „die  CETA-Saga es erlaubt, die Dinge so zu
bewegen, wie es in keinem vergleichbaren Vertrag bisher möglich war“.14

Die EU-27 wiederbeleben

Neben ihrer  Rolle  in  der  „CETA-Saga“ hat  sich die belgische Europapolitik  auch mit
anderen wichtigen aktuellen Fragen auseinandergesetzt. Bezüglich des EU-Austritts Groß-
britanniens und der Brexit-Verhandlungen hofft Belgien, dass es einen schnellen Ausweg
aus der Zeit der Unsicherheit geben wird sowie, dass die 27 verbliebenen Mitgliedstaaten
eine gemeinsame Linie finden und keine bilateralen Einzelgespräche mit London statt-
finden werden. Die Brexit-Verhandlungen sollten vor allen Dingen die Schaffung eines
Präzedenzfalles vermeiden, der zugleich einen Austritt aus der Union und einen Verbleib
im  Binnenmarkt  ermöglichen  würde.15 Am  22.  November  2016  reiste  der  belgische
Premierminister nach London, wo seine britische Kollegin Theresa May ihm ihre Absicht
erklärte, den britischen EU-Austritt bis Ende März verkünden zu wollen.

9 La Libre Belgique: Lettre du président de la Commission Européenne J. C. Juncker au ministre-président
du gouvernement wallon, 21.10.2016 («déclaration (UE-Canada) deviendra sans aucun doute un instru-
ment interprétatif au sens de la convention de Vienne sur le droit des traités»).

10 Zu diesem Treffen, das mit den Tränen der kanadischen Ministerin endet: Peter de Lobel: Ontgoocheld in
tranen, in: De Standaard, 23.10.2016.

11 Der wallonische Ministerpräsident führte zudem ein Gespräch über CETA im Elyséepalast mit dem Präsi -
denten  Francois  Hollande.  Die  sozialistische  Regierung  in  Frankreich  unterstützt  das  Abkommen
zwischen  Kanada  und  der  Europäischen  Union,  habe  aber  laut  Magnette  keinen  Druck auf  die  wal-
lonischen Sozialisten ausgeübt, ihren Widerstand aufzuheben.

12 Diese bestätigt die staatliche Befugnis, wirtschaftliche Aktivitäten (auch die ausländischer Investoren) zu
reglementieren, sowie den Schutz europäischer Umweltstandards.

13 Für Forderungen, die für eine Ratifizierung von CETA durch Belgien zu erfüllen sind, siehe: Erklärung
des Königreichs Belgien zu den Bedingungen für die Ermächtigung seitens des Föderalstaates und der fö-
derierten Einheiten zur Unterzeichnung des CETA, in: Amtsblatt der EU L 10/11, 14. Januar 2017.

14 Charles Michel; Paul Magnette, zitiert in: La Libre Belgique, 29./30.10.2016.
15 Charles Michel: Construire l’avenir.  Europe: Stop ou encore, Konferenz an der Katholischen Universität

Luvain, Luvain-la-Neuve, 29. November 2016.
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Die EU-27, die durch die Bratislava-Erklärung vom September 2016 und der Erklärung
von Rom von März 2017 mit neuem Leben erfüllt werden sollte, ist eine Union, die sich
im Umbau befindet.  Belgien fordert  eine Weiterentwicklung hin zu einem Europa der
verschiedenen Geschwindigkeiten. Für Charles  Michel  „(…) ist  die  Botschaft  klar:  Es
kommt nicht mehr in Frage, dass es uns davon abhält, Fortschritte zu machen und Ambi-
tionen zu haben, wenn drei oder vier Länder zögern“16. Es werde ein Europa der Eurozone
und ein Europa des Binnenmarkts geben, aber die Vollendung eines flexibleren Europas
werde Zeit kosten und eventuell eine Überarbeitung der EU-Verträge erfordern.17

Diese  Einstellung  zur  differenzierten  Integration  in  Europa  wird  von den  Benelux-
Staaten geteilt. Am 19. Juni 2017 hielten ihre Regierungschefs, alle drei aus der Familie
der  Liberalen,18 in  Warschau  einen  Gipfel  mit  den  politischen  Spitzen  der  Viségrad-
Gruppe (Polen, Tschechien, Slowakei, Ungarn) ab. Für letztere bot der Gipfel eine Gele-
genheit,  ihre Vorbehalte bezüglich eines flexibleren Europas vorzubringen, und für den
belgischen Ministerpräsidenten die Chance, seinen Vorschlag über eine jährliche Review
der Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union vorzustellen, die sowohl
von Warschau als auch von Budapest abgelehnt wird. In Den Haag fand zudem am 21.
Juni ein Gipfel zwischen den Benelux- und den baltischen Staaten statt.

Außenpolitische Themen: Israel und Türkei19

Mit  Blick  auf  die  belgische  Außenpolitik  sorgte  der  Besuch  des  belgischen  Minister-
präsidenten in Israel Anfang Februar für Aufmerksamkeit. Michel erinnerte die politischen
Spitzen Israels daran, dass die Besiedlung der besetzten Gebiete „nicht zu Frieden führen
könne“.  Er  wurde zudem aufgrund seiner  Einladung zweier  Nicht-Regierungsorganisa-
tionen, die die Besatzungsmethoden der israelischen Armee im Westjordanland anpran-
gern, ins belgische Konsulat in Jerusalem einbestellt und scharf von der Netanjahu-Regie-
rung kritisiert.20 

Die Beziehungen des Landes zur Türkei waren ebenfalls Thema: Die Beschränkungen
der Meinungsfreiheit und die plötzlichen Verhaftungswellen im Land bewegten die beiden
flämischen Regierungsparteien Open VLD und N-VA dazu, das Einstellen der Beitritts-
verhandlungen sowie der Finanzierungsinstrumente im Rahmen des europäischen Heran-
führungsinstruments  für  Ankara  zu  verlangen.  Außenminister  Didier  Reynders  vertrat
indessen die Position, die Beziehungen zur Türkei sollten aufrecht erhalten werden, solan-
ge die rote Linie durch die Wiedereinführung der Todesstrafe nicht überschritten werde.21
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17 Charles Michel: Construire l’avenir, Europe: Stop ou encore, 29.11.2016.
18 Niederlande: Mark Rutte, Luxemburg: Xavier Bettel, Belgien: Charles Michel. 
19 Siehe auch die Beiträge „Nahostpolitik“ und „Türkei“ in diesem Buch.
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